
ZAHLENWERK
Erwerbsstatus von Spätaussiedlern, Ausländern und Deutschen nach Bildungsabschluss in %

Untersuchung zur Arbeitsmarkt -
integration von Spätaussiedlern

Spätaussiedler sind im Ver -
gleich zu hier geborenen
Deut schen und in Deutsch -
land lebenden Ausländerin -

nen und Ausländern am schlechtesten
in den Arbeitsmarkt integriert. Dies ist
das Ergebnis einer Untersuchung, die
Anfang April vom Institut für Arbeits -
markt- und Berufsforschung (IAB) der
Bundesagentur für Arbeit (BA) veröf-
fentlicht wurde.

Spätaussiedler sind Zuwanderer, die
zu meist aus Osteuropa nach Deutsch -
land gekommen sind und kommen.
Sie besitzen die deutsche Volks zu -
gehörigkeit – die sie belegen müssen
– und haben deshalb nach Artikel 116
des Grundgesetzes einen Anspruch auf
Einreise. Mit der Ankunft in Deutsch -
land erhalten sie automatisch die
deut sche Staatsbürgerschaft. Für die
vorliegende Untersuchung werden sie
als spezielle Zuwanderergruppe be -
trachtet. Bei den Daten für Deutsche
sind sie also herausgerechnet.

Etwas über die Hälfte der Spät aus sied ler
ist sozialversicherungspflichtig be schäf-
tigt. Für Ausländerinnen und Aus län der
liegt der Wert bezogen auf das Jahr 2004
bei rund zwei Drittel, für Deut sche bei
drei Viertel. Diese Da ten wider spie -

geln sich dann auch in den Ar beits lo -
sen quoten. Diese lag wie de rum 2004
unter Deutschen bei elf Pro zent, unter
Ausländerinnen und Aus län dern bei
knapp 20 Prozent. Von den Spätaus -
siedlern ist über ein Drittel arbeitslos.

Von den Bildungsabschlüssen her lie-
gen Spätaussiedler besser als Aus län -
de rinnen und Ausländer. 52,1 Prozent
verfügen über eine abgeschlossene
Berufsausbildung, 9,3 Prozent über
eine akademische Ausbildung. Bei
Ausländerinnen und Ausländern lie-
gen die entsprechenden Werte bei
37,6 bzw. 6,8 Prozent, bei Deutschen
bei 69,3 bzw. 10,2 Prozent. Allerdings
sind die Bildungsabschlüsse nicht
auto matisch mit einem Zugang zum
Arbeitsmarkt verknüpft. 43,6 Prozent
der akademisch ausgebildeten Spät -
aus siedler sind arbeitslos. Bei den
Aus länderinnen und Ausländern be -
trägt der entsprechende Wert 18,9
Pro zent, bei Deutschen 8,1 Prozent.

Ein anderer Indikator für die Arbeits -
marktintegration ist die berufliche
Posi tion. Rund 70 Prozent der Spät -
aus siedler arbeiten als Nicht-Fach -
arbeiter, bei den Deutschen sind es
17,9 Prozent. Umgekehrt sieht es bei
der Beschäftigung als Angestellte aus.
Von den Spätaussiedlern arbeiten
12,3 Prozent in diesem beruflichen
Status, bei den Ausländerinnen und

Ausländern sind es 26,4 Prozent, bei
Deutschen über 50 Prozent. Von den
Spätaussiedlern, die als Angestellte
beschäftigt sind, übt ein relativ großer
Teil hoch qualifizierte Berufe aus, etwa
Arzt, Ingenieur oder IT-Fachkraft. 

Eine Untersuchung über die Arbeits -
marktsituation von Spätaussiedlern ist
erst seit kurzer Zeit möglich. Da sie bei
der Einreise die deutsche Staats -
bürgerschaft erhalten, sind sie in amt-
lichen Statistiken nicht gesondert er -
fasst. Lediglich im Sozioökonomi schen
Panel und bei einigen Spezial er he bun -
gen können sie identifiziert werden. In
der Arbeitslosenstatistik der BA wird
der Status Spätaussiedler nach fünf
Jahren gelöscht. Deshalb hat das IAB
verschiedene Prozessdaten kombi-
niert, um Spätaussiedler als solche er -
fassen zu können. Festgehalten wer-
den die Daten in der so genannten
Integrierten Erwerbsbiografie (IEB).
Vor dem Jahr 2000 eingereiste Spät -
aus siedler können allerdings nur zu
einem geringen Teil erfasst werden. Im
Wesentlichen bilden die Daten die
Aussiedler ab, die seit dem Jahr 2000
nach Deutschland gekommen sind.

Die Studie zur Arbeitsmarktsituation
von Spätaussiedlern kann herunterge-
laden werden unter: 
www.migration-online.de/
iabkurzbericht8
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o. B. = ohne Berufsausbildung, m. B. = mit Berufsausbildung, a. A. = akademische Ausbildung
= geringfügig beschäftigt, = sozialversicherungspflichtig beschäftigt, = arbeitslos
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Internationale Woche gegen
Rassismus 2007

Die Internationale Woche
ge gen Rassismus 2007
endete am 25. März 2007.
Bundesweit haben mehr

als 500 Veranstaltungen – vor allem in
Schulen, bei Sportveranstaltungen
und kirchlichen Einrichtungen – statt-
gefunden. Außerdem gab es noch
zahl lose Veranstaltungen, über die der
Interkulturelle Rat (IR) nicht informiert
wurde.

„So viele Veranstaltungen waren es
bisher noch nie, durchweg erschienen
viele Interessierte und Besucher. Auch
das Medienecho war in diesem Jahr
groß wie nie zuvor“, zeigt sich auch
der Geschäftsführer des IR, Thorsten
Jäger, begeistert.

Hervorzuheben sind hierbei besonders
die Aktionen einiger Schulen. Ein Bei -
spiel ist die Gesamtschule Schwer te,
die die ganze Woche Aktionen wie
Theaterstücke, Filmvorführungen, Info -
stände, Vorträge und Zeitzeugen ge -
sprä che mit anschließenden Diskus -
sio nen durchführte.

Ein weiterer Aktionsbereich war der
Sport. Angeregt durch die Stadion -

durch sagen des Deutschen Fußball
Bun des (DFB) in den meisten Ober -
liga-, Regional- und Bundesliga spie -
len nahmen auch kleinere Sport ver -
eine die Woche zum Anlass, deutlich
zu machen, dass beim Sport kein Platz
für Rassismus ist.

Ebenfalls erwähnenswert sind die
kommunalen Aktivitäten von Städten
wie Leipzig, Marburg oder Darm stadt,
die mit Initiativen, Vereinen und Insti -
tu tionen vor Ort ein abwechs lungs -
reiches und vielfältiges Programm
ent wickelten: Von Ausstellungen, über
Podiumsdiskussionen, Konzerte, Stadt-
rundgänge, Besuche in Moscheen und
Synagogen bis hin zu interkulturellen
Stadt- und Straßenfesten.

Auch Gewerkschaften haben sich an
der Woche beteiligt. So hat zum Bei -
spiel der Arbeitskreis ausländische
Arbeitnehmer der IG BCE gemeinsam
mit dem Ausländerbeirat der Stadt
Baesweiler im Kreis Aachen öffentlich
zum Thema Rassismus und Diskri mi -
nie rung informiert und diskutiert.

Die Pressemitteilung des Interkul tu rel -
len Rates steht im Internet unter: 
www.interkultureller-rat.de/
Presse/Presse_2007/
PM-IWgR-Bilanz.pdf 

„SO VIELE 
VER AN STAL TUNGEN
WIE NOCH NIE“

Kritik von
Flüchtlingsorganisationen 

Der Europäische Flüchtlings -
rat (ECRE) und PRO ASYL
haben in einer gemeinsamen
Erklärung Mitte April die

europäischen Staaten aufgefordert,
als „Akt der internationalen Soli da ri -
tät und als Ausdruck ihrer Ver ant wor -
tung für den internationalen Flücht -
lings schutz“ mindestens 20.000 Plät ze
für irakische Flüchtlinge zur Ver fü gung
zu stellen, die sich derzeit in den
Nach barländern des Irak aufhalten.
Das Flüchtlingshilfswerk der Vereinten
Nationen UNHCR sucht fieberhaft
eben diese 20.000 Plätze für beson-
ders schutzbedürftige Flüchtlinge. 

Jeden Monat fliehen 50.000 Men -
schen aus dem Irak und zwei Millio -
nen irren als Binnenflüchtlinge durch
das Land. Seit Beginn des Krieges vor
vier Jahren sind über zwei Millionen
Menschen aus dem Irak geflohen, die
ganz große Mehrheit in Nach bar -
staaten. Im Jahr 2006 erreichten gerade

einmal 19.400 Flüchtlinge die EU.
9.000 von ihnen stellten in Schweden
einen Asylantrag. 

Eine Reihe EU-Staaten, darunter auch
Deutschland, planen eine möglichst
bal dige Abschiebung irakischer Flücht-
linge. Europa betreibe momentan eine
Politik der Abwehr, Abschreckung und
Entrechtung irakischer Flüchtlinge –
so Richard Williams, EU-Repräsentant
von ECRE. Er fordert ein großzügiges
Flüchtlingsaufnahmeprogramm und
einen europaweiten Abschiebestopp. 

In Deutschland stellten 2006 mehr als
2.000 Menschen aus dem Irak einen
Asylantrag. Nur 189 von ihnen erhiel-
ten Schutz in Deutschland. Die ande-
ren sind nur geduldet. Gleichzeitig
wur de aber über 4.200 irakischen
Flücht lingen der Flüchtlingsstatus ent-
zogen. „Die europaweit einzigartige
Widerrufspraxis Deutschlands muss
beendet werden. Sie ist völkerrechts-
widrig, inhuman und kurzsichtig“, so
Hubert Heinhold, stellvertretender
Vor sitzender von PRO ASYL.

SCHUTZ FÜR 
FLÜCHT LINGE 

GUTE BILDUNG UND 
AUSBILDUNG SICHERN
Erste Ergebnisse zum nationalen
Integrationsplan

Aufenthaltstitel und Zugang zum
Arbeitsmarkt – zum Beispiel die duale
Ausbildung 

Am 23. März 2007 verabschiedete die
Arbeitsgruppe 3 zur Vorbereitung
eines nationalen Integrationsplans
ihren Abschlussbericht. Sie hatte das
Thema „Gute Bildung und Ausbildung
sichern, Arbeitsmarktchancen erhö-
hen“ bearbeitet und ist eine von sechs
Arbeitsgruppen, die den Integra tions -
plan vorbereitet haben. Dieser wird
am 12. Juli 2007 auf dem zweiten
Integrationsgipfel von Bundeskanz le -

rin Angela Merkel der Öffentlichkeit
vorgestellt.

Der Abschlussbericht der Arbeits -
gruppe 3 kann heruntergeladen wer-
den unter: 

www.migration-online.de/
ag3abschlussbericht 

Der dazugehörige Dokumentenband
kann beim Bundesministerium für
Arbeit und Soziales bestellt werden:
info@bmas.bund.de 

(Zu dem Thema siehe auch den
Kommentar auf Seite 4 von Annelie
Buntenbach, DGB Bundesvorstand) 



7. Bundesmigrationskonferenz
der IG Metall

Die IG Metall hat von Politik
und Unternehmen wirksa-
mere Integrations maß nah -
men gefordert. „Deutsch -

land ist ein Einwanderungsland. Es
reicht nicht, dass die Regierung De fi -
zite in der Integrationspolitik ein-
räumt, wir brauchen durchgreifende
Korrek turen,“ erklärte der erste Vor -
sitzende der IG Metall, Jürgen Peters,
auf der 7. Bundesmigrationskonferenz
seiner Gewerkschaft, die Ende März in

Sprockhövel stattfand. Den von der
Bun desregierung mit dem Integra -
tions gipfel gestarteten inter kulturellen
Dialog bezeichnete Peters als notwen-
digen Schritt. Der bis Mitte des Jahres
vorliegende „natio na le Integrations -
plan“ der Bundes re gie rung müsse
neue integrationspolitische Konzepte
beinhalten. „Wir halten nichts von
einer Integrations politik, die nur Chan -
cen gleichheit verspricht, aber keine
realen Chancen im Alltag schafft.“ 

Von zentraler Bedeutung seien spe-
zielle Fördermaßnahmen, Sprach an -

ge bote sowie Aus- und Wei ter bildung
für Jugendliche und Arbeit suchende
Migranten. „Statt die Unter nehmen
erneut in Milliardenhöhe zu entlasten,
sollte der Staat mehr investieren, zum
Beispiel in öffentliche Be schäf ti gungs -
programme“, sagte Pe ters. 

Gleich zeitig appellierte der IG Me tall-
Vor sit zen de an die gesell schaft liche Ver -
ant wortung der Unter nehmen, Ju gend -
lichen mit Migra tions hintergrund be -
ruf liche Perspek ti ven zu eröffnen, statt
sie aufgrund ihrer ethnischen Her -
kunft als Prob lem fälle zu betrachten.

WIRKSAMERE INTEGRATIONS-
MASSNAHMEN SIND NÖTIG

Woche der Weiterbildung für
Menschen mit Migrations hinter -
grund im Mai

Vom 7. bis 13. Mai findet die
Woche der Weiterbildung
für Menschen mit Mig ra -
tions hintergrund statt. Titel:

Pro Qualifizierung 2007: Vielfalt ge -
stal ten. Veranstalter sind die Träger
der Equal-Entwicklungspartnerschaft
Pro Qualifizierung: IQ Consult, DGB
Bil dungswerk, Zentralstelle für die
Weiter bildung im Handwerk und
Mozaik. Geplant sind verschiedene
Fach veranstaltungen über Qualifizie -
rung von Migrantinnen und Mig ran -
ten und über die Chancen, die eine
interkulturelle Öffnung Unternehmen
und öffentlichen Verwaltungen bietet.
Dazu kommen die vielfältigsten Infor -
ma tionen von neu erscheinenden
Fach publikationen über Porträts und

Testimonials von wichtigen Akteuren
zum Thema bis zu wichtigen Hinter -
grund informationen. 

Eine Veranstaltung richtet sich zum
Bei spiel an Personalverantwortliche in
Industriebetrieben und behandelt das
Thema „Beschäftigungsfähigkeit von
gering Qualifizierten durch Nach- und
Ergänzungsqualifikationen erhöhen“.
Eine andere Veranstaltung befasst sich
mit der Externenprüfung im Hand -
werk. Titel: „Ein alter Weg schafft neue
Chancen.“

Die Woche der Weiterbildung wird in
ganz Nordrhein-Westfalen durchge-
führt. 

Alle Informationen finden sich auf der
Internetseite: 

www.pro-qualifizierung.de 

In der Woche der Weiterbildung selbst
gibt es da täglich ein neues Schwer -
punktthema mit aktuellen Presse tex ten,
Statements, Hintergrundinforma tio nen,
Interviewpartnern zum Thema usw.

Die Ansprechpartnerin für Organi sa -
tion und Durchführung: 
Nora Farik, 
Pro Qualifizierung – 
Multiplikatorenschulung beim DGB
Bildungswerk e.V.
Telefon 02 11/43 01-1 89
nora.farik@dgb-bildungswerk.de

Die Ansprechpartnerin für die Presse:
Elke Knabe
Pro Qualifizierung – 
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit bei
der Zentralstelle für die Weiterbildung
im Handwerk e.V.
Telefon 0 22 61/92 62-11
eknabe@zwh.de

GEBALLTE INFORMATION

Broschüre mit knappen
Informationen

Auch wenn es seit einigen
Jahren jeweils Anfang Ok -
to ber den „Tag der offenen
Moschee“ gibt, an dem sich

rund 1.000 der 2.500 Moscheen be tei -
ligen, hat wohl nur eine Minderheit der
Deutschen jemals eine Moschee von
innen gesehen und sie von außen oft
nicht erkannt. Die so genannten Hin ter -
hofmoscheen sind einfache Beträume,
die als solche nicht zu erkennen sind. 

Informationen darüber, was Moscheen
eigentlich sind und welche Rolle sie

im Leben der rund drei Millionen Mus -
lime in Deutschland spielen, sind jetzt
in einer kleinen Broschüre zusammen-
gefasst, die Anfang März erschienen
ist. Herausgeber sind das Deutsche
Islamforum und das „Clearingprojekt:
Zusammenleben mit Muslimen“, das
vom Interkulturellen Rat initiiert wurde.

Die Broschüre bietet kurze Infor ma tio -
nen über die Bauformen oder auch
wann die erste Moschee in Deutsch -
land gebaut wurde. Das war 1915 im
brandenburgischen Wünstorf. Das Holz -
gebäude diente muslimischen Kriegs -
gefangenen als Gebetshaus und wur de
in den 1920er-Jahren wegen Bau fällig-

keit wieder abgerissen. Was vielleicht
auch nicht so bekannt ist: In einigen
Mo scheen gibt es auch Nach hilfe un -
ter richt für Kinder oder Sprach kurse.

Die Broschüre kann als PDF-Datei
heruntergeladen werden unter: 
www.migration-online.de/
moscheen 

Eine Printversion kann kostenlos an -
ge fordert werden bei: 
Interkultureller Rat 
Goebelstraße 21
64293 Darmstadt
Tel.: 06151-33 99 71
Fax: 06151-39 19 740

MOSCHEEN IN DEUTSCHLAND

Ausländerbeschäftigungsrecht –
Arbeitsmarktzugang für
Geduldete und Asylbewerber
Seminar: 14.–15.05.2007, Düsseldorf
www.migration-online.de/
sem_asyl_zugang

Frauen in der Migration
Seminar: 10.–15.06.2007, Hattingen
www.migration-online.de/
frauen_migration

Weiterbildung für Menschen mit
ausländischem Pass – 
Förder mög lichkeiten in der
Sozial gesetzgebung
Seminar: 11.06.2007, Köln
www.migration-online.de/
sem_sgb_foerdermoeglichkeiten

Berufliche Weiterbildung von
Mig rantinnen und Migranten:
Möglichkeiten und Grenzen der
Beratungs arbeit
Workshop: 14.–15.06.2007, Hattingen
www.migrations-online.de/
motivationsfoerderung

Methoden der Kompetenzfest stel-
lung im interkulturellen Kontext
Workshop: 21.–22.06.2007, Hattingen
www.migration-online.de/wk_
methode_kompetenzfeststellung

Informationen im Internet unter: 
www.migration-online.de
oder Telefon 02 11/43 01-1 41

!TERMINE 
und Veranstaltungen



KOMMENTAR

Annelie Buntenbach, Mitglied
des Geschäftsführenden
Bundesvorstands des DGB

Nur wenige staatliche Stellen und
Orga nisationen können auf so lange
Erfahrungen mit der Integration von
Zuwanderinnen und Zuwandern zu -
rückblicken, wie die Kirchen und die
Gewerkschaften. Die Gewerkschaften
setzten sich von Anfang an mit der
Forderung „Gleicher Lohn für gleiche
Arbeit“ für die Verbesserung der Ar -
beits- und Lebensbedingungen ein.
Gleichzeitig versuchten sie, ausländi-
sche Arbeitnehmerinnen und Arbeit -
neh mer als Mitglieder – mit gleichen
Rechten – für die Gewerkschaften zu
gewinnen, um gemeinsam mit ihnen
für die Durchsetzung der Interessen
aller Beschäftigten einzutreten. Dazu
erforderlich waren Informationen in
den Sprachen der Herkunftsländer,
spe zifische Seminare und Migranten
als Beraterinnen und Berater einzu-
stellen sowie die Beteiligung an der

betrieblichen Interessenvertretung
ein zufordern.

In der aktuellen, von der Bun des kanz -
lerin im letzten Jahr angestoßenen,
integrationspolitischen Debatte wird
zwar auf die historischen Erfahrungen
und die Integrationsleistungen der Mig -
rantinnen und Migranten verwiesen.
Es müsse aber festgestellt werden, heißt
es in dem Beschluss der Bun des re gie -
rung vom 12. Juli 2006, dass „gerade
bei der zweiten und dritten Gene ra -
tion deutliche Integra tions defizite“
bestünden, diese gelte es zu beheben.
Richtig ist, dass – angesichts der gra-
vierenden Veränderun gen in der Be -
schäftigungsstruktur – die Bedeu tung
der deutschen Sprache und eines mög-
lichst guten Schul- und Berufs ab schlus-
ses für eine nachhaltige Arbeits markt -
integration wächst. Richtig ist aber
auch, dass die geringe Aus bil dungs be -
teiligung ausländischer Ju gend li cher
und die überproportionale Arbeits -
losigkeit mit dem Qua li fi ka tionsniveau
allein nicht erklärt werden kann. 

Die Gewerkschaften verfolgen daher
einen – gegenüber den Vorstellungen
der Bundesregierung – weitergehen-
den Ansatz in der Integrationspolitik.
Diesen haben sie im Beschluss des
DGB Bundeskongresses 2006 „Aktions-
plan für Integration und Chancen -
gleich heit entwickeln“ deutlich ge -
macht. Ziel der Integration ist nicht
die Assimilation in eine Gesellschaft,
in der Eingewanderte möglichst un -
auf fällig leben; Ziel ist die Weiter ent -
wicklung einer gemeinsamen und plu-
ralen Gesellschaft, „die allen Ein woh -

nern, unabhängig von der Frage, ob
jemand eingewandert ist oder nicht,
gleiche Chancen zur Teilhabe in Gesell -
schaft, Bildung, Arbeitsleben und im
sozialen Umfeld und bei politischen
Entscheidungen bietet“. Auf dieser
Grundlage haben der DGB und die
Gewerkschaften insbesondere in der
von der Bundesregierung eingesetz-
ten Arbeitsgruppe „Gute Bildung und
Ausbildung sichern, Arbeitsmarkt chan -
cen erhöhen“ mitgearbeitet, State ments
abgegeben und Thesenpapiere erstellt,
deren Inhalte in den Abschlussbericht
dieser Gruppe eingeflossen sind. 

Inzwischen liegen auch die Ergebnisse
der Arbeitsgruppen vor. Deutlich wird,
dass die Bundesregierung in allen
Arbeitsgruppen den Versuch unter-
nommen hat, die – mit den rechtli-
chen Rahmenbedingungen verbunde-
nen – Integrationshemmnisse auszu-
blenden. Gerade der vorgelegte Ge -
setz entwurf zur Änderung des Zu wan -
derungsgesetzes mit seinen Verschär -
fungen beim Ehegatten nach zug, der
Integrationsförderung oder im Staats -
angehörigkeitsrecht zeugt von einem
grundsätzlichen Miss trauen gegen-
über Eingewander ten. 

Da beides, die weitere Formulierung
des „Nationalen Integrationsplans“,
an der die Gewerkschaften und die
Mig rantenorganisationen nicht betei-
ligt sind, und das aktuelle Gesetz -
gebungsverfahren parallel verhandelt
werden, kommt es darauf an, weiter
für eine nachhaltige Integra tions po li -
tik zu streiten und für die Unter stüt -
zung unsere Positionen zu werben.
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FÜR EINE NACHHALTIGE 
INTEGRATIONSPOLITIK STREITEN

Erweiterung der Kompetenzen

Die „Europäische Beobach tungs stelle
für Rassismus und Fremden feind lich -
keit“ (EUMC) heißt seit Anfang März
2007 „Agentur der Euro pä ischen Union
für Grundrechte“ (FRA). Nicht nur der

Name ist neu, auch die Aufgaben und
Befugnisse sind leichten Verän de run -
gen unterzogen. In der Verordnung
zur Errichtung der FRA (Verordnung
(EG) Nr. 168/2007 des Rates) wird
deren Mandat gegenüber der EUMC
erweitert. Der Auftrag für das Jahr

2007 besteht laut dem neuen FRA-
Bulletin darin, sich mit den The men -
bereichen Be kämp fung von Ras sis -
mus, Fremden feindlichkeit und damit
einhergehender Intoleranz zu befas-
sen, bis der erste Mehrjahresrahmen
für die Agen tur verabschiedet ist.
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